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Die Senatorin für Sozialeei, Jugend'

Frauen, lntegration und SPort

Die Senatorin für Soziales, Jug€nd, Frauen' lntegfaton und SPort'

BahnhotsPlab 29, 281 95 Bremen

An Frau Stadträtin
Dr. Claudia Schilling - oersönlich

Maqistrat der Stadt Bremerhaven

U i niicn-Scnmalf eldt- Str.

27524 Bremerhaven
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Datum und Zeichen

lhres Schreibens

Mein Zeichen 400-14
(bitte bei Antlvort angqbon)

lhr Zeichen

Bremen, '18. Juii 2017

Sehr geehrte Frau Dr' Schilling'

Frau senatorin stahmann hat mich gr:beten, lhnen den Entwurf einer Förderrichtlinie des Landes zur

schurdenberatung zu übermitrern, der ;; d;ö;nsiano a.ää.Änachst stattfindenden Gesprächs

mit lhnen sein soll.

Mit der bitte um Kenntnisnahme

und mit freundlichen Grüßen

Dieter Wienstroer

Diehctgobäudo
Bahnhofstraße 28-31
28195 Bremen
wlw.sozial€qbremen.de
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tionen der Venivaltung unter Tel' (0421) 36'l-0
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I.:NTWURF Stand 18.7.2017

Richtlinien zur finanziellen Förderung der schuldenberatung
geeigneter stellen gemäß g 30s der Insolvenzordnung im Land Bremen

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1. Das Land gewährt nach lt/aßgabe dieser Richtlinien und der Verwaltungsvorschriften zu S 44 LHo
Zuwendungen zur Förderung der Schuldenberatung in den Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven
durch Stellen, die nach den Vorschriften des Bremischen Gesetzes zur Ausführung der Insolvenz-
ordnung als geeignete Stellen im Verbraucherinsolvenzverfahren im Sinne des 5 305 Inso anerkannt
worden sind.

1.2. Zweck der Förderung ist die Sicherstellung und Weiterentwicklung eines quantitativ und qualitativ
ausreichenden Beratungsangebots, das den besonderen rechtlichen und fachlichen Anforderungen an
die Schuldenberatung im Sinne des außergerichtlichen Vorverfahrens zum Verbraucherinsolvenz-
verfahren mit dem Ziel der Schuldenbereinigung genügt.

1.3. Es besteht kein Rechtsarrspruch auf Förderung; die zuständige Förderbehörde entscheidet nach
pflichtgemäßem Ermessen im Rahrnen der bereitgestellten Haushaltsmittel. Dazu wird im September
eines jeden Jahres mit Beteiligung der Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven auf der Grundlage
von Erfahrungswerten und nach l\4aßgabe der Förderregelung in Ziffer 5 ein Förderbudget für das
Folgejahr festgelegt, das den voraussichtlichen Finanzbedarf angemessen abdeckt.

2. Gegenstand der Förderung

Gefördert werden die von den Stacltgemeinden aufgewandten Kosten für Schuldenberatungen, die in
Erfüllung eines individuellen Rechtsanspruchs nach 511 Abs. S SGB Xll oder S 16a SGB il durchgeführt
worden sind.

3. Zuwendungsempfängei

Zuwendungsempfänger sind die Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven. Sie gelten nach den
Bestimrnungen dieser Richtlinie fortlaufend als förderberechtigt, ohne dass sie zuvor durch Bescheid
ausdrücklich in die Landesf.örderung aufgenommen werden müssen.

Zuwendu ngsvoraussetzungen

Förderfähig sind die Kosten abgeschlossener schuldenberatungen nur, wenn

die Leistungen von einer nach dem Bremischen Gesetz zur Ausführung der Insolvenzordnung als
geeignet anerkennten Stelle erbracht worden sind,
der Leistungserbringung eine einzelfallbezogene Leistungsbewilligung des örtlichen sozial-
leistungsträgers nach g 11 Abs. 5 sGB xil oder 5 L6a sGB il zugrunde liegt,
die Leistungsvergütung auf einer Leistungserbringungsvereinbarung zwischen dern örtlichen
Sozialleistungsträger und der leristungserbringenden Schuldenberatungsstelle beruht,

a)

b)

c)
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d) die Leistung als ganzheltlicher, d,h' rechtliche, wirtschaftliche, finanzlelle und psychosozlaleAspekte umfassende Fachberat,ung mit dem Ziel erbracht worden lst, zahlungsunfähigen oder vonZahlungsunfähigkeit bedrohten Personen zu Bereinigung ihrer schulden durch Verhandlungen mitden Gläubigern zu verhelfen und im Falle des Misslingens die Einleitung eines Verbraucher-
insolvenzverfahrens zu ermöglichen.

Als abgeschlossen gilt eine Schuldenberatung dann, wenn sie mit einem teilweisen oder vollständigenSchuldenerlass' einer Ratenzahlungsvereinbarung, einer Stundung oder einer überleitung in dasgerichtliche Verbraucherinsorvenzv*rfahren beendet worden ist.

Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen

Zugeordnet der Projel<tförderung wird die Zuwendung als Festbetragsfinanzierung proEinzelfallberatung gewährt.

5'2' Der umfang der Zuwendungen bemisst sich pauschal nach dem Mehraufwand, der im Rahmen derSchuldenberatung durch die Eintreziehung der verbraucherinsolvenzrechtlichen Vorschriften undMöglichkeiten entsteht.

5'3' Die Höhe der Förderung ie aog:sihtossener Einzelfallberatung einer überschuldeten person istabhängig von der jeweiligen Anzahl der Gläubiger. sie ergibt sich aus einem Festbetrag von 25,00 € proGläubiger' multiplizlert mit der Anirahl der Gläubiger des jeweiligen schuldners, mindesten aber 75 €pro Fall und höchstens G50 € pro Fall.

Sonstlge Zuwendu ngsbestimmung,en
LHO und Verwaltungsvorschriften (noch näher zu ktören)

Verfahren

5.

7.

7'1' Die finanzielle Förderung der schuldenberatung wird als Verfahren der Kostenerstattung durchgeführt.

7'2' Die zuständigen Amter in den stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven haben dazu jeweils nachAblauf eines halben Kalenderjahres einen schriilichen Antrag bei der roroeruerroäles landes zustellen' dem eine einzelfallbeeogerre Gesamtübersicht der im abgelaufenen Halbjahr abgeschlossenenschuldenberatungsfälle beizufügerr ist. Die Darsteilung hat nacl Inhart und Form dem Muster derAnlage 1 zu entsprechen' sie dient zugleich als verwend-ungrn."h*"i, im Zuwendungsverfahren.

7'3' Förderbehörde des Landes ist die Senatorin für soziales, Jugend, Frauen, Integration und sport. sieprüft die Erstattungsanträge, ermii:telt die gemäß Ziffer 5.3. sich ergebende Fördersummen und stelltentsprechende Bewi'igungsbescheicre nach dem Muster derAnrage 2 aus.

7'4' Das Verfahren der Beantragung, Bewilligung und Erstattung ist im ersten auf das jeweirige
E rstattu ngshalbja hr folgende eua riia I d u rchzuführ,en und abzuschließen.

8. In-Kraft-Treten

Diese Richtlinie tritt mit wirkung zum 1. Januar 201g in Kraft und gilt zunächst bis zum 31. Dezember


